
Umweltministerkonferenz in Augsburg: 
Grundwasserschutz wird zur nationalen 
Aufgabe erklärt 

Minister Dr. Backhaus konnte sich auf der Umweltministe
konferenz (UMK) in Augsburg mit sein
wasserschutz als nationale Aufgabe“ durchsetzen. 

Sehr erfreut über die Einigung in der Konferenz bekräftigte 
der Minister: „Der Grundwasserschutz ist aus meiner Sicht 
eine der größten Herausforderungen, vor denen die nati
nale Umweltpolitik steht. Mir persönlich ist es ein wichtiges 
umweltpolitisches Anliegen, auch den nachfolgenden G
nerationen sauberes Grundwasser zu sichern. Dafür mü
sen jetzt zwingend die Weichen gestellt werden. Insbeso
dere die Nitrat- und Sulfatbelastung im Grundwass
deutlich gesenkt werden, aber auch die Pflanzenschutzmi
tel- und Arzneimittelrückstände im Grundwasser erfüllen 
mich zunehmend mit Sorge und zwingen zum gemeins
men Handeln. Wir haben daher den Bund 
UMK im Frühjahr 2016 neben grundlegenden Ma
der Vorsorge auch wirksame Instrumente bei fes
Grundwasserverunreinigungen sowie geeignete freiwillige 
Maßnahmen des Grundwasserschutzes zu erui
Länder haben unserem Antrag zugestimmt, das ist ein gr
ßer Erfolg!“ 

In diesem Kontext ist auch der Beschluss der UMK zum 
ökologischen Schlüsselthema Stickstoff g
Damit wurde die Minderung der Stickstoffeinträge in die 
Umwelt als eine politikübergreifende Aufgabe def
bekräftigt, dass alle Beteiligten von der Landwirtschaft über 
Verkehr und Energie bis hin zum Verbraucher in der Ve
antwortung stehen. „Außerdem haben wir den Bund noc
mals eindringlich aufgefordert, nun endlich die Novellierung 
der Düngeverordnung zum Abschluss zu bri
brauchen für die ambitionierten Zi
rung dringend den entsprechend a
Handlungsrahmen“, so der Minister.

Die Konferenz stand darüber hinaus vor allem im Ze
des bevorstehenden Klimagipfels in Paris. „Mit den hierzu 
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gefassten Beschlüssen bekräftigen wir aus meiner Sicht 
noch einmal die ambitionierten Klimaschutzziele des Bun-
des und der Länder und stärken damit der Bundesregie-
rung in den in Paris bevorstehenden schwierigen Verhand-
lungen auf europäischer und internationaler Ebene den 
Rücken“, betonte der Minister. 

Die vom Bundesumweltministerium (BMUB) initiierte Natur-
schutz-Offensive 2020 war ebenfalls Thema der Konferenz. 
„Wir stimmen sicher nicht in allen Punkten mit dem BMUB 
überein, sehen das Papier aber als einen geeigneten Aus-
gangspunkt für den vor uns stehenden Diskussionsprozess 
um die Nationale Strategie zur biologischen Vielfalt“, fasste 
Dr. Backhaus die Stimmungslage in der Konferenz zu-
sammen.  

Nicht zuletzt beschäftigte die UMK auch der aktuelle Skan-
dal um die Manipulation von Abgaswerten. Es wurde kont-
rovers über notwendige Maßnahmen diskutiert. Neben der 
weiter notwendigen Aufklärung des Skandals einigte sich 
die Konferenz darauf, eine Reihe von Maßnahmen zur 
Minderung von Emissionswerten und zur Sicherstellung der 
Funktionalität von Abgasminderungssystemen zu prüfen. 

Darüber hinaus wurde der Bund aufgefordert, in Umset-
zung der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 nun endlich wirk-
same Sanktionen bei Verstößen von Herstellern gegen die 
Anforderungen an die Abgasemission von Fahrzeugen 
festzulegen. „In Anbetracht des von der EU gegen 
Deutschland eingeleiteten Vertragsverletzungsverfahrens 
wegen anhaltender Überschreitung der Stickstoffdioxidwer-
te können wir uns einen derartigen Abgasskandal in kei-
nem Fall leisten. Hier ist konsequentes Handeln gefragt. Da 
sehe ich mich natürlich als Umweltminister, aber vor allem 
auch als Verbraucherschutzminister in der Verantwortung. 
Schließlich müssen sich die umweltbewussten Verbrauche-
rinnen und Verbraucher darauf verlassen können, dass die 
Technik auch wirklich hält, was sie verspricht. Da ist in den 
letzten Wochen eine ganzes Stück Vertrauen verloren ge-
gangen, das es gilt zurückzugewinnen“, betonte der Minis-
ter. 

 


